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Text 

Förderungsdarlehen des Landes 

§ 12. (1) Förderungsdarlehen des Landes können in einem Hundertsatz der förderbaren Gesamtbaukosten 
oder in einem Fix- bzw. Pauschalbetrag gewährt werden. Die näheren Bestimmungen hat die Landesregierung 
durch Verordnung festzusetzen, wobei je nach der Art und der rechtlichen Nutzungsform des zu fördernden 
Objektes und der Rechtsform des Förderungswerbers Unterschiede zulässig sind. 

(2) Im Darlehensvertrag ist vorzusehen, daß die Tilgungspläne im Falle wesentlicher Veränderung der 
allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse entsprechend geändert werden können. 

(3) Förderungsdarlehen des Landes sind durch Einverleibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. Bei 
Wohnungseigentum ist für den auf die Baukosten der Wohnung verhältnismäßig entfallenden Teil des 
Förderungsdarlehens das Pfandrecht auf den einzelnen Anteil einzuverleiben. Sofern dem zur Sicherung eines 
Förderungsdarlehens einverleibten Pfandrecht andere Pfandrechte im Range vorangehen, hat der 
Liegenschaftseigentümer (Bauberechtigte) im Grundbuch zugunsten des Landes die Verpflichtung anmerken zu 
lassen, diese Pfandrechte nach Tilgung der ihnen zugrunde liegenden Forderungen vorbehaltlos löschen zu 
lassen. 

(4) Wurde ein Förderungsdarlehen einer gemeinnützigen Bauvereinigung gewährt und hebt diese auf Grund 
des § 13 Abs. 5 und 6 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes abweichend von § 13 Abs. 1 und 2 höhere 
Entgelte ein, so kann die Landesregierung durch Verordnung festlegen, daß ein Teil dieser Mehreinnahmen als 
laufzeitverkürzende Sondertilgung des Landesdarlehens heranzuziehen ist. 


